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Nr. 85 Donnerstag, den 21. Juli 1932 34. Jahrg
StadtverordnetenSitzung

Donnerstag, den 21. Juli, 20 Uhr, im Rathauſe.
Tagesordnung.

Einführung eines Stadtverordneten,
Beſetzung des Straßenbaudezernats,

Einſtellung eines 2. Polizeibeamten,
Einführung der Pflichtarbeit für Wohlfahrtserwerbsloſe,
Bewilligung von 1500 RM zur Fortführung der
Notſtandsarbeiten,
Verkauf von Baugrundſtücken,
Anſchaffung von Gittermaſten für das ſtädt. Elektrizi
tätswerk,

8. Bewilligung eines Darlehns,
9. Maßnahmen zur Unterbringung Obdachloſer,

10. Zuſchlagserteilung für die Obſtverpachtung,
11. Kenntnisnahmen.

Tribünenbeſucher haben nur Zutritt gegen Abgabe
von Einlaßkarten, die die Mitglieder der Stadtver
ordnetenverſammlung an ihre Wähler ausgeben werden.

Kemberg, den 19. Juli 1932.
Der Stadtverordnetenvorſteher.

112] H. Ludkey.
Auf Grund des 8 2 der II. Verordnung des Reichs

präſidenten über politiſche Ausſchreitungen vom 28. Juni
1932 (RGBl. S. 339) wird mit Wirkung für das Reichs
gebiet folgendes verordnet:

8 Verſammlungen unter ſfreiem Himmel
und Aufzüge ſind bis auf weiteres verboten.

Das Verbot gilt nicht für Verſammlungen unter freiem

Himmel, n ſie in f für Maſſen
O O c

werden kann, wird beſtraft,
I. wer unter Zuwiderhandlung gegen das Verbot des 81

eine Verſammlung unter freien Himmel oder einen
Aufzug veranſtaltet oder leitet, oder dabei als Redner
auftritt.
wer für eine Verſammlung unter freiem Himmel, die
nach S 1 verboten iſt, den Platz zur Verfügung ſtellt.
Mit Geldſtrafe bis zu 150 RM wird beſtraft, wer an

einer Verſammlung unter freiem Himmel oder an einem
Aufzuge, die nach S 1 verboten ſind, teilnimmt.

8 3. Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung
in Kraft.

Der Reichsminiſter des Jnnern.
Berlin, den 18. Juli 1932.

Veröffentlicht:
Kemberg, den 20. Juli 1932.

113] Der Bürgermeiſter als Ortspolizeibehörde.

Mahnung der Reichsregierung
Zur Ruhe und Beſonnenheik. Das Amzugsverbot erlaſſen.

Berlin, 49. Juli.
Amtlich wird mitgeteilt:
Am letzten Sonntag iſt es wieder an vielen Orten zu

blutigen Zuſammenſtößen gekommen. Jn der weitaus
größten Zahl der Fälle beruhen die Zuſammenſtöße auf
Provokationen und hinterhältigen Ueberfällen von kommu
niſtiſcher Seite.

Um die unmittelbare Gefcihr weiterer Ueberfälle ber
öffentlichen Amzügen zu verhindern, hat der Reichsminiſter
des Innern mit dem heukigen Tage bis auf weiteres auf
Grund der 2. Rokverordnung des Reichspräſidenten über
politiſche Ausſchreitungen vom 28. Juni 1932 ein allgemei
nes Verbok von Verſammlungen unker freiem Himmel und
Umzügen erlaſſen. Die Reichsregierung iſt entſchloſſen, alle
Maßnahmen zu kreffen, um Leib und Leben der Skagts-
bürger gegen weitere Angriffe zu ſchützen, und die freie
politiſche Bekätigung zu ſichern. Sie erwartet von allen
Teilen des Volkes, die auf dem Boden des Rechts ſtehen,
Ruhe und Beſonnenheik. Nur dann kann den bervußken
Provokanken blutiger Ausſchreikungen wirkſam das Hand
werk gelegt werden.

Die Durchführung in Preußen
Durch Verordnung des Reichsminiſters des Jnnern vom

18. Juli 1932 ſind bis auf weiteres Verſammlungen unter
freiem Himmel und Aufzüge verboten. Wie der amtliche
preußiſche Preſſedienſt mitteilt, werden damit auch alle be
reits erteilten Genehmigungen für derartige Verſammlun-
gen und Aufzüge hinfällig. Erſatzverſammlungen für ſolche
Veranſtaltungen können für den 19. und 20. Juli nicht
mehr genehmigt werden, weil die für ſie durch Verordnung

des Reichsminiſters des Jnnern vom 28. Juni 1932 vorge
ſchriebene Anmeldungsfriſt on mindeſtens 48 Stunden
nicht eingehalten werden kann. Für die ſpätere Zeit gil
die 48ſtündige Anmeldungsfriſt.

t

Die Strafen in der neuen Verordnung
In der neuen Verordnung über das Umzugsverbot ſind

iolgende Strafen feſtgeſetzt:
Mit Gefängnis, neben dem auf Geldſtrafe erkannt wer

dan kann, wird beſtraft:
wer unter Zuwiderhandlung gegen das Verbot
eine Verſammlung unter freiem Himmel oder einen Auf
zug veranſtaltet oder leitet oder dabei als Redner auftritt;
wer für eine Verſammlung unter freiem Himmel, die ver
boten iſt, den Platz zur Verfügung ſtellt.

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmart
wird beſtraft, wer an einer Verſammlung unter freiem
Himmel oder einem Aufzuge, die verboten ſind, teilnimmt.
teilnimmt.

Der freiwillige Arbeitsdienſt
Eine Verordnung der Reichsregierung.

In einer Verordnung hat die Reichsregierung den frei
willigen Arbeitsdienſt neu geordnet. Den Gegenſtand und
Zweck bezeichnet die Verordnung mit den Worten „Der
freiwillige Arbeitsdienſt gibt den jungen Deutſchen die Ge
legenheit, zum Nutzen der Geſamtheit in gemeinſamem
Dienſte freiwillig ernſte Arbeit zu leiſten und ſich zugleich
körperlich und geiſtig -ſiktlich zu ertüchtigen.“

Träger der Arbeiten
ſind öffentliche Körperſchaften oder ſonſtige Vereinigungen,
die gemeinnützige Zwecke verfolgen. Dieſen wird es auch
obliegen für das Vorhandenſein von geeigneten Arbeiten
zu ſorgen. Als Träger des Dienſtes kommen neben den
Trägern der Arbeit die Vereinigungen in Betracht, die ſich
in beſonderem Maße für die Betreuung der Arbeitsdienſt
willigen eignen

Die Arbeitksdienſtwilligen
genießen die Vorteile der Sozialverſicherung und des Ar
beitsſchutzes. Jn erſter Linie ſollen junge Deutſche unter
25. Jahren bedacht werden, und zwar von dieſen wieder
beſondere Arbeitsloſe, die aus öffentlichen Mitteln unterſtützt
werden. Daneben kommen aber auch Nichtarbeitnehmer in
Betracht.

Am eine möglichſt einfache und ſparſame Durchführung
des freiwilligen Arbeitsdienſtes ſicherzuſtellen, werden die
für dieſen Zweck bereikſtehenden Reichsmittel und Mittel
der Reichsanſtalt für Arbeitsvermitklung und Arbeitsloſen
verſicherung einheiklich zuſammengefaßt und verwalket. Am
die einheitliche Leiſtung zu gewährleiſten, wird die Reichs
regierung einen Reichskommiſſar, der dem Reichsarbeitsmi
niſter unterſteht, ernennen

Der Reichskommiſſar wird von Bezirkskommiſſaren un
terſtützt. Als Reichskommiſſar iſt der Präſident der Reichs
anſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung,
Dr. Syrup, in Ausſicht genommen. Ein neuer Behörden
apparat wird nicht geſchaffen. Vielmehr ſtehen die Ein
richtungen der Reichsanſtalt zur Verfügung. Das nähere
wird durch eine Ausführungsverordnung des Reichsarbeits
miniſters geregelt, die in Kürze erſcheint.
Mit der Verordnung verbindet die Reichsregierung die
folgende Erklärung:

Die Reichsregierung hat in der Verordnung vom
16. Juli dem freiwilligen Arbeitsdienſt eine neue Verfaſſung
gegeben. Sie behält ſich vor, dieſe enkwicklungsfähige und
förderungswürdige Einrichtung unter Berückſichtigung der
kommenden Erfahrungen weiter auszubauen. Her Reichs
kommiſſar wird beauſtragt, über ſeine Erfahrungen zu be
richten und ein Gutachten über die nokwendigen Vorgaus
ſetzungen und die zweckmäßige Form einer Arbeitsdienſt-
pflicht zu erſtatten. Das Gutachten wird der Oeffentlichkeit
zur Beurkeilung zugehen

Erläuterungen des Reichsarbeitsminiſters
Reichsarbeitsminiſter Schäffer gab im Rundfunk eine

Erläuterung zu dieſer Verordnung Er hob die Gemein
nützigkeit und die Zuſätzlichkeit der Arbeit beſonders hervor.
Der Arbeitsdienſt erſtreckt ſich auf Arbeiten, die ſonſt weder
jetzt noch in abſehbarer Zeit vorgenommen werden könnten.
Der Zweck iſt Verminderung, nicht Vermehrung der Ar
beitsloſigkeit. Beiſpiele für die gedachten gemeinnützigen und
zuſätzlichen Arbeiten ſind. Die Anlage und Verbeſſerung von
Dorſſtraßen, Feld und Waldwegen, die Ausrichtung kleiner
Flußläufe. Befeſtigung und Schutz der Ufer von Bächen
und Flüſſen Gewinnung und Verbeſſerung von Boden durch
Kultivierung von Moor und Heide für Acker und Garten
bau, Zuſchüktung von Sümpfen und Altwäſſern, Aufforſtung
von Oedländern, ferner Abräumungsarbeiten zur Erſchließung
von Steinbrüchen, Kies- und Sandgruben, Planierung und
Urbarmachung von Siedlungsgelände u. a. m. Notſtan d s
arbeiten als ſolche ſind im allgemeinen nicht Gegenſtand

des freiwilligen Arbeitsdienſtes
Als Träger der Arbeit die für die finanzielle und

techniſche Durchführung aufkommen, eignen ſich vorzüglich
die öffentlichen Körperſchaften, alſo die Län der für die
Forſtwirtſchaft, die Provin zen für ländliche Siedlung
und Waſſerwirtſchaft, die Landkreiſe a die Verkehrs
verbeſſerung, Stadt und Landgemeinden für gemeinnützige
Maßnahmen in ihrem Bereich, beſonders für die Herrichtung
von Siedlungs und Kleingartenland. Träger der Arbeit
können auch Genoſſenſchaften ſein. Als Träger der Arbeit
haben ſich auch bewährt konfeſſionelle Organiſationen
und charitative Verbände Beteiligt ſind auch die Jugend
und Sportverbände, Jungmänner- und Geſellenvereine. Faſt
ein Drittel aller Arbeiten haben dieſe Verbände als Träger
ſelbſt durchgeführt

Der Arbeitsdienſt iſt freiwillig, die Verordnung übt
keinen Zwang aus. Es wird nicht einmal leicht, alle An
wärter ünterzubringen

Die arheitsdienftliche Gemeinſchaft gibt Rechte, insbe-
ſondere den Anſpruch auf Unkerhalt. Sie begründet aber
auch Pflichten, insbeſondere die der ſelbſtloſen Einordnung.
Von jedem Dienſtwilligen wird völlige Hingabe an die
Idee der freien Gemeinſchaft geforderkt, in der es keine
Knechte und keine Herren gibt. Die Gemeinſchaft ſteht unter
dem Geſetz der Ehre

Es wird keine neue Organiſation ins Leben erent
Für den Dienſt werden die Einrichtungen der Reichsanſtalt
zur Verfügung geſtellt. Damit wird aber der Dienſt nicht
Beſtandteil der Reichsanſtalt. Daher iſt es möglich, nicht
nur die Empfänger von Unterſtützungen in den Dienſt auf
zunehmen. Er ſteht beſonders auch Studenten und Bauern
ſöhnen offen Berückſichtigt werden in der Hauptſache die
Arbeiterklaſſen unter 25 Jahre. Für volkswirtſchaftlich
wertvolle Arbeiten kann die Dauer der Förderung bis zu
40 Wochen verlängert werden. Für volkswirtſchaftlich wert

volle Arbeiten können den Arbeitsdienſtpflichtigen Gutſchrife
ken für Siedlungszwecke erwirkt werden. Reich und Reichs
anſtalt ſtellen bis fetzt im ganzen 55 Millionen RM bereit.

Der Miniſter ſchloß mit dem Bewußtſein, daß man mit
dem Arbeitsdienſt allein das deutſche Schickſal nicht meiſtern
könne. Die Führer in der Wirtſchaft und im Skaakte werden
auch weikerhin auf Mittel und Wege ſinnen, dem wirtſchaft
lichen Niedergang ein Ende zu machen und den Wiederauf
ſtieg vorzubereiten

Reichskommiſſar Or. Gyrup
Die Ernennung vom Reichskanzler bekannkgegeben.

Berlin, 19. Juli.
Auf Grund der Verordnung über den freiwilligen Ar

beitsdienſt vom 16. Juli 1932 hat der Reichskanzler den
Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und
für Arbeiksloſenverſicherung Dr. Syrup zum Reichskom.
miſſar für den freiwilligen Arbeitsdienſt ernannt.

Der freiwillige Arbeitsdienſt
Dr. Syrup vor der Preſſe

Berlin, 20. Juli.
Der neuernannte Reichskommiſſar für den freiwilligen

Arbeitsdienſt, Dr. Syrup, äußerte ſich vor Preſſevertretern
ausführlich über die Neuregelung des freiwilligen Arbeits
dienſtes.

Im Mittelpunkt des Arbeiksdienſtes ſoll und muß die
ernſthafte Arbeit ſtehen. Alle Erfahrungen zeigen, daß die
Jugend danach drängt, produktiv in das Volksganze einge
ſchaltet zu werden, zum Dienſt für Volk und Nation. Doch
die Arbeit als ſolche und ihre Ergebniſſe ſind nicht das einzige
Ziel des Arbeiksdienſtes. Er ſoll auch mikhelfen an der kör-
perlichen und geiſtigen Erküchtigung und Geſundung. Ent
ſcheidend für das Gelingen dieſer hochgeſteckten Ziele iſt die
Löſung der Führerfrage. Schemakismus und Bärokratismus
jeder Ark ſind gerade auf dieſem Gebiet vom Uebel

Arbeiten von volkswirtſchaftlichem Wert ſollen beſon-
ders in den Vordergrund geſtellt werden. Die 55 Millionen
Mark, die bisher für die Zeit bis zum 31. März nächſten
Jahres zur Verfügung ſtehen, ermöglichen, etwa 30 Millio
nen Tagewerke im freiwilligen Arbeitsdienſt auszuführen.
Bis zum Beginn des neuen Haushaltsſahrs würden alſo
durchſchnittlich 200 000 Arbeitsdienſtwillige beſchäftigt wer
den können.

Bei der prakkiſchen Ausführung wird es vor allem auf
die verankworkungsvolle Mikarbeit aller bisher im freiwilli
gen Arbeiksdienſt erfolgreich käkig geweſenen Verbände an
kommen. Die engſte Fühlungnahme mit ihnen wird meine
Aufgabe ſein.

Jm weiteren Verlauf ſeiner Ausführungen äußerte ſich
der neue Reichskommiſſar über den freiwilligen Arbeits-
dienſt auch zu der Frage, ob Sicherungen gegen eine einſeitige
Politiſterung der Einrichtung gegeben ſei. Er wies dabei
auf die bisherigen Erfahrungen mit dem freiwilligen Arbeits
dienſt hin, wonach jugendliche Gruppen auch der verſchieden
ſten Weltanſchauungen ſtets gut miteinander gearbeitet
hätten und die Jugend zuſammengeſchmolzen habe. Auch
in der Frage der Bekleidung ſind beſondere neue Maßnah
men nicht vorgeſehen. Bisher hat der freiwillige Arbeits
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dienſt die Bekleidung immer dort hergenommen, woher er
ſie gut und billig bekam. Es handelt ſich darum, daß die
Arbeiten ja zuſätzlich ſind, daß auch Aufgaben, wie etwa
die Anlage von Kunſtſtraßen, gar nicht in Frage kommen.
Es wird ſich vielmehr um Arbeiten handeln, deren Schwer-
gewicht auf der durch den freiwilligen Arbeitsvrenſt über
nommenen Arbeitsleiſtung als ſolcher beruht alſo Ausbau
von Feldwegen und Verbindungen zwiſchen Dörfern,
wo die intereſſierten Bauern Hand und Spanndienſte
leiſten.

Wahrſcheinlich noch Ende dieſer Woche wird der Reichs
arbeitsminiſter, der allein reſſorkmäßig zuſtändig iſt, noch
Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen, in denen u. g. auch
die Frage einer eiwaigen Verlängerung der vorgeſehenen
vierzig Arbeikswochen, desgleichen auch die Frage der Be
dürftigkeit behandelt werden. Gegebenenfalls werden jeden
falls die Führer über 40 Wochen hinaus zuſammenbehalken
werden.

Am Preußens Polizeigewalt
Brief Kerrls an den Reichskanzler von Papen.

Berlin, 20. Juli.
Der „Nationalſozialiſtiſche Zeitungsdienſt“ gibt den

Wortlaut des Briefes des Präſidenten des preußiſchen Land
tags, Kerrl, an den Reichskanzler von Papen wieder, woriy
es u. a. heißt:

Die ſtärkſte Fraktion des Hauſes, die NSDAP, war
durchaus bereit, die ihr durch die Wahlen nach dem Willen
des Volkes zugefallene Verantwortung für die Regierungs
bildung zu übernehmen und einen Kandidaten für das Amt
des Miniſterpräſidenten zur Wahl zu ſtellen. Sie verlangte
aber mit Rückſicht auf dieſe zufallende ungeheure Verantwor-
küng bei der als Ergebnis der bisherigen Politik der letzten
13 Jahre heute beſtehenden bedrohlichen politiſchen und fi
nanziellen Lage Preuüßens, daß der Miniſterpräſident vor
ſeiner Wahl keinerlei Bedingungen zu übernehmen brauche,
ſondern völlige Freiheit in der Bildung des Kabinetts und
der Feſtlegung des Regierungsprogramms behielte.

Die Zentrumsfraktion, deren Zuſtimmung durch Ent
haltung oder Beteiligung bei der Wahl nach der Geſchäfts
ördnungsänderung notwendig war, lehnte dieſe ihr von mir
mitgeteilten Forderungen ab und beſchloß, die Wahl bis
nach dem 31. Juli zu vertagen. Die Nationalſozialiſtiſche
Deutſche Arbeiterpartei hat mir keinen Zweifel darüber ge
laſſen, daß ſie von ihrer Forderung für die. Wahl eines Mi
niſterpräſidenten auch nach dem 31. Juli nicht abgehen
würde. Jhr Fraktionsvorſtand hat Auftrag gegeben zur
Klägeerhebung auf Feſtſtellung der Verfaſſungswidrigkeit
der Geſchäftsordnungsänderung vor dem Staatsgerichtshof.
Nach meiner Auffaſſung kann es keinem Zweifel unterliegen,
daß die durch den alten Landtag vorgenommene Geſchäfts
ordnungsänderung verfaſſungswidrig iſt. Die preußiſche
Verfaſſung beſtimmt in ihrem Artikel 45. „Der Landtag
wählt ohne Ausſprache den Miniſterpräſidenten.“ Dieſe
Faſſung läßt keinen Zweifel darüber, daß der Miniſterpräſi
dent zu wählen iſt, daß dem Landtag gar nicht die Berech
tigung zuſteht, die Miniſterpräſidentenwahl zu verſchieben
oder ſie unmöglich zu machen durch die Bedingung, daß eine
abſolute Stimmenmehrheit für die Wahl notwendig iſt.
Die jetzt getroffene Geſchäftsordnungsänderung iſt alſo in
Wahrheit eine Verfaſſungsänderung, für die eine Zweidrittel
mehrheit notwendig war, die aber weder im alten noch im
neuen Landtag für ſie erreicht iſt. Es beſteht auch keine
Möglichkeit für die Annahme des von der geſchäftsführenden
Regierung eingebrachten Etats, ſo daß auch in dieſer Be
ziehung das Handeln der geſchäftsführenden Regierung not
wendig der verfaſſungsmäßigen Grundlage entbehren muß;
und auch die Möglichkeit, die Ausgaben auf Grund des Ar
tikels 64 der Verfaſſung zu leiſten, iſt ſelbſtverſtändlich nur
eine vorübergehende und nicht als Dauerzuſtand von der
Verfaſſung beabſichtigt. Damit iſt für das Land Preußen

ein Notſtand hereingebrochen, der bei der beſtehenden Lage
durch den Landtag nicht geändert werden kann, der aber
zur Herſtellung wahrhaft verfaſſungsmäßiger Zuſtände un
bedingt geändert werden muß. Jch glaube nicht, daß erſt
die Entſcheidung des Staatsgerichtshofes in dieſer Frage
abgewartet werden kann, ſondern möchte der Reichsregierung
Zur Erwägung ſtellen, ob nicht durch den Herrn Reichspräſi

enten auf Grund des Artikels 48 eine Verordnung erlaſſen
werden kann, durch die dieſer unwürdige, dem Willen der
Mehrheit des preußiſchen Volkes nicht entſprechende Zuſtand
abgeändert wird. Jn dieſem Verantwortungsgefühl gegen
über der Mehrheit des Volkes, das der Landtag vertritt,
und aus der Ueberzeugung heraus, daß die Mehrheit des
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Volkes den beſtehenden Zuſtand nicht villigt, halte ich mich
perſönlich für verpflichtek, bei der Reichsregierung anzu
regen, ob nicht bis zur Wiederherſtellung verfaſſungsmäßiger
Zuſtände in Preußen die Polizeigewalt beſſer vom Reich
übernommen wird.

Einſetzung eines Reichskommiſſars?
Berlin, 20. Juli.

In politiſchen Kreiſen ſind im Zuſammenhang mik der
bevorſtehenden Ausſprache des Reichskanzlers mit den preu
ßiſchen Staaksminiſtern Hirtſiefer und Severing Gerüchke
im Umlauf, nach denen die Einſetzung eines Reichskom-
miſſars für Preußen bevorſteht. Als Keichskommiſſar ſoll
enkweder der Reichskanzler ſelbſt oder der Eſſener Ober
bürgermeiſter Dr. Bracht in Frage kommen. Die Richkigkei
dieſer Mukmaßung iſt zunächſt nicht nachzukonkrollieren.

Es heißt, daß die Reichsregierung von der preußiſchen
Regierung darüber Aufklärung erbitten wird, was in
Preußen zur Wiederherſtellung der Ruhe und Ordnung
unternommen wird. Falls Hirtſiefer und Severing nicht in
der Lage ſein ſollten, eine dem Kanzler befriedigende Er
klärung abzugeben, ſo ſei damit zu rechnen, daß die Reichs
regierung ſofort von ſich aus dann entſcheidende Maßnahmen
beſchließen werde. Die preußiſchen Miniſter dürften deshalb
allein gebeten worden ſein, weil nach Auffaſſung der
Reichsregierung die politiſchen Unruhen faſt nur in Preu-
ß en vorgekommen ſind, und es ſich erwieſen habe, daß
die preußiſche Polizei in vielen Fällen nicht Herr der Lage
geweſen ſei.

Reichsmaßnahmen gegen Preußen?
Beſprechung des Reichskanzlers mit Hirkſiefer und Severing.

Berlin, 20. Juli.
Wie verlauket, hak Reichskanzler von Papen die preußzi

ſchen Miniſter Hirkſiefer und Severing für heute zu einer
Beſprechung zu ſich gebeten

Man verrät beſtimmt kein Geheimnis, wenn man dieſe
Unterredung in Verbindung bringt einmal mit dem Briefe
des preußiſchen Landtagspräſidenten Kerrl an den Reichs
kanzler, dann aber auch mit dem Gedanken der Einſetzung
eines Reichskommiſſariats für Preußen. Schon ſeit Tagen
verlautet in politiſchen Kreiſen, daß nach dem Erlaß des
Demonſtrationsverbotes durch den Reichsminiſter des Jnnern
die Reichsregierung politiſche Maßnahmen gegenüber der
preußiſchen Staatsregierung innerhalb kurzer Friſt durch
führen wolle. Die Unterredung wird unter Umſtänden von
ſchwerwiegender und entſcheidender Bedeutung für die wei-
tere Entwicklung der Lage in Preußen und der übrigen
Länder ſein.

GStagtsrat für Aniformverbot
Schärfſte Maßnahmen gegen Waffenmißbrauch geforderk,

Berlin, 20. Juli.
Der preußiſche Staatsrat nahm in ſeiner Sitzung

einen Antrag des Zentrums an, der die Wiederein-
führung des Uniformverbots und unnachſichtliches Vor
gehen gegen ungeſetzlichen Waffen- und Sprengſtoffbeſitz
fordert. Dafür ſtimmten Antragſteller und Sozialdemokra
ten. Die kommuniſtiſchen Anträge auf Wiederherſder den ne ne mr n rtuerſh aft und V e
bot des Tragens von Uniformen für faſchiſtiſche Verbände
uſw. wurden gegen die Antragſteller abgelehnt.

Ferner ſtimmte der Staatsrat einem Antrag zu, wonach
der Staatsrat bedauert, daß durch die Verordnung des
Reichspräſidenten vom Oktober 1931 die Sparkaſſen der
Gemeinden und Gemeindeverbände von dieſen losgelöſt und
zu Anſtalten mit eigen er Rechtsperſönlichkeit ausgeſtattet
worden ſeien, während den Gemeinden Und Gemeindever-
bänden die Haftung für die bisherigen und künftigen Ver
bindlichkeiten der Sparkaſſen und Girokaſſen verbleibe. Jn
einem Antrag zur Verordnung über die Preußiſche p t
nungskreditanſtalt fordert der Saatsrat, daß ſi
die Organiſation der Anſtalt auf den unerläßlich notwen-
digen Rahmen beſchränke und daß die Anſtalt ſich im wei
teſten Umfange der Mithilfe der Gemeinden und Gemeinde
verbände bediene, insbeſondere auch die Verwaltung den
Gemeinden belaſſe. Die Durchführungsbeſtimmungen zum
Schlachtſteuergeſetz wurden ohne Ausſprache ge
billigt.

Alle Zeitung en u. Zeitſchriften
liefert frei Haus Richard Arnold, Buchhandlung

Hilfe für die Landwirtſchaft
Konferenz der Landwirkſchaftsminiſter

München, 20. Juli.
Die Landwirkſchaffsminifter der deutſchen Länder kra

ken unker dem Vorſitz des Reichsernährungsminiſters Frei-
herrn von Braun in München zu einer zweikägigen Konfe-
renz zuſammen. Erörkert werden die brennenden Tagesfra-
gen der Landwirkſchaft, und zwar vor allem die Fragen der
Ernkebergung und Ernkefinanzierung, die Kreditzinsfragen,
die Förderung des Abſatzes und des Schutzes der Erzeug-
niſſe der Milch und Molkereiwirtſchaft, des Obſt und Gar-
kenbaues und der Viehzucht. Dabei iſt beſonders für Bayern
vordringlich die Behandlung der Fragen über die Bergung
und Finanzierung der Hopfenernke und Braugerſte ſowie
der Schutz der Holzwirkſchaft.

Mit Nachdruck wurde von allen Seiten betont, daß ſich
die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe beſonders verhängnis
ooll geſtaltet haben. Die Schutzmaßnahmen anderer Länder
hätten in zunehmendem Maße zu einer Verſchärfung des
Angebotsdruckes ausländiſcher Waren auf den deutſchen
Märkten geführt.

Die Konferenz ſtand guf dem Skandpunkt, daß neue
ſtarke Maßnahmen zum Schutze der bäuerlichen Erzeugniſſe
bei den kakaſtrophalen Welkmarktverhältniſſen nicht entbehr
werden könnken und deshalb mit Beſchleunigung geſchaffen
werden müfßtken. Man war der Auffaſſung, daßz es in unſe
rer Lage nicht angängig ſei, die bäuerliche Veredelungswirk-
ſchaft, den vielleicht wichtigſten Faktor unſeres Binnenmark-
kes, auch weiterhin nur ungenügend geſchützt, der Wellkkriſe
auszuſetzen. Gelinge es nicht, in Kürze hier Hilfe zu ſchaffen
ſo dürfe auch die Gefahr der Produktionseinſchränkung und
daraus folgend die Gefahr von Verſorgungsſchwierigkeiten
und unkragbaren Preisſteigerungen nicht unterſchätzt werden.
Unter dieſem Geſichtswinkel begrüßte die Konferenz

die Löſung des deutſcheſchwediſchen Handelsvertrages, die
Beſeitigung der Zwiſchenzölle für Speck und Schmalz und
die Kontingentierung der Frühkartoffeleinfuhr als einen
Anfang zur Erreichung eines wirkſamerenSchutzes der land und forſtwirtſchaftlichen Erzeugniſſe.
Die Konferenz gab der Erwartung Ausdruck, daß auf dieſem
Wege mit Tatkraft fortgeſchritten würde.

Aeber Deutſchlands Kopf hinweg
Herrioks Einigung mit England und Amerika.

Genf, 20. Juli.
Amerikaniſchen Mitteilungen zufolge ſollen die Verhand

lungen zwiſchen Herriot und der engliſchen und der ameri
kaniſchen Abordnung jetzt zu einem endgültigen Ergebnis
geführt haben.

Es ſoll in den beiden noch offenen Fragen des Bomben
abwurfs und der Beſchränkung der Offenſivtruppenbeſtände
eine Formulierung gefunden worden ſein, die den franzöſi
ſchen Wünſchen Rechnung krägt. Danach ſoll der Bomben

Die Abrüſtungskonferenz ſoll nach dem Plan der Konfe-
renzleikung ſodann am Sonnabend friſtlos verkagt werden,
falls die Vertagungsentſchliefßung von Beneſch zuſtande-
kommt. Den deutſchen Intereſſen will man in der Ent
ſchließung lediglich dadurch Rechnung tragen, daß den einzel
nen Abordnungen auch weiterhin die Einbringung von An
trägen vorbehaltken bleibt.

Die Lage hat ſich ſeit dem perſönlichen Eingreifen Her
riots für die deutſche Abordnung zweifellos außerordentlich
verſchärft. Die ſeit fünf Monaten immer wieder hinausge
ſchobene Entſcheidung der deutſchen Gleichberechtigungs-
frage und die eindeutige Klarſtellung, ob das künftige Ab
rüſtungsabkommen auch die Höchſtgrenze des deutſchen Rü
ſtungsſtandes bildet oder ob weiterhin die Verſailler Ab
rüſtungsbeſtimmungen allein für Deutſchland maßgebend
bleiben, darf unter keinen Umſtänden weiter hinausgezögert
werden. Es beſteht jedoch nirgend mehr ein Zweifel dar
über, daß dieſe Entſcheidung in der gegenwärtigen Tagung
der Abrüſtungskonferenz nicht mehr erreicht werden wird.

In leitenden deutſchen Kreiſen ſcheint man daher den

S n e(60. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)
Der Graf warf Honsbruck einen prüfenden Blick zu,

als ob er ihm trotz allem nicht ſo recht glaube
„Na dann ſollen Sie wiſſen, daß ich meinen Antrag

zeute zum letzten Male wiederholte
Honsbruck ſchwieg.
So habe ich mir heute auch bei ihr den letzten Korb

geholt
Honsbruck verlangſamte unwillkürlich ſeinen Schritt
„Aber ich denke, Sie hätten mir eine freudige Mit

teilung zu machen 2*

„Das war ſie!“ eIch verſtehe nicht, wie das für Sie freudig ſein ſoll!
Der Graf zuckte reſigniert lächelnd die Achſel.
„Für mich? Wer redet denn von mir?“
Dann weiß ich nicht, wie ich das zu verſtehen habe!“
„Deuten Sie ſich das, wie Sie wollen!“
„Aber ich verſtehe wirklich nicht
Und ich kann es Jhnen auch wirklich nicht ſagen.
Sie ſchritten jetzt beide ſtumm und langſam nebenein-

ander her. Die ſonderbare Art des Geſprächs, von dem er
nicht wußte, wo es hinauslaufen ſollte, drohte Honsbruck
völlig aus der Faſſung zu bringen.

Was wollte der Graf von ihm? Warum ſagte er ihm
das alles? Warum drückte er ſich ſo gewunden aus? Zum
letzten Male, wie er behauptete, hatte er bei Chriſta ange
fragt. Warum, wieſo zum letzten Male?

Er ſtellte eine diesbezügliche Frage. Der Graf faßte
ihn ſcharf ins Auge, wobei er erwiderte

„Jhr Herz gehört bereits einem anderen.“
Honsbruck machte unwillkürlich eine Handbewegung, als

ob er ſich an die Bruſt faſſen wollte. Es überlief ihn ſie
e heiß, und plötzlich verlangſamte er ſeinen Schritt noch
mehr

Jhm war, als ob er ins Leere taumelte. Hatte er zu
viel Sekt gekrunken? Was war das auf einmal

Der Graf hatte den Blick nicht von ihm abgelaſſen.
„Was haben Sie?“ fragte er.
„Nichts nichts wehrte der Doktor ab, eine

kleine Schwäche im Augenblick ich mag wohl meinen
Fuß überanſtrengt oder zu viel getrunken haben. Hat
ſich Fräulein Colin genauer über die Sache geäußert?“

„Warum intereſſiert Sie das ſo?“
Honsbruck fühlte ſich von den Blicken des Grafen um

klammert. Was wollte er nur von ihm? Das Geſpräch
begann ihm läſtig zu werden.

„Gott man nimmt doch Anteil daran!“ erwiderte
Honsbruck. „Jm Grunde kann es mir natürlich gleich
gültig bleiben

„Wenn es Jhnen gleichgültig wäre, würden Sie nicht
danach fragen

Sie waren im Eifer des Geſprächs ſtehen geblieben.
„Sagen Sie was wollen Sie eigentlich von mir?“

fragte Honsbruck gerade heraus.
Der Graf hatte ein Geländer umklammert. Jetzt ließ

er es wieder los.
„Jch will von Jhnen, daß Sie mir keine Komödie vor

ſpielen
„Jch --2 Jhnen Komödie vorſpielen? Wieſo denn
„Na alſo gut ich ſehe, die Sache iſt noch nicht

ſpruchreif. Laſſen wir dieſes Thema!“
Was der Graf meinte, blieb Honsbruck wieder voll

kommen unverſtändlich. Er mußte tatſächlich zu viel getrun
ken haben, dachte er bei ſich ſelbſt.

Der Graf fuhr fort.
„Jch wollte Jhnen durchaus nicht zu nahe treten. Ent

ſchuldigen Sie. Jedenfalls werde ich fortan aus dem Ge-
ſichtskreis Jhrer Gönnerin verſchwinden, die ja eigentlich
Jhnen ihre glänzende Laufbahn zu verdanken hat!“

Honsbruck packte den Grafen impulſiv, ſich zur Seite
wendend, am Arm:

„Was ſagen Sie da? Was wiſſen Sie?“
„De Jeune lächelte:

„Ja, ja ich weiß mehr, als Sie ahnen. Jch kenm
Jhre ganze Lebensgeſchichte. Sie wurden am er nannt
das genaue Datum „in Gleiwitz geboren, wo Jhr Vater
Schulrat war. Dort beſuchten Sie das Gymnaſium, ſt
dierten Philoſophie und machten bereits im Alter von
Jahren Jhr Doktorexamen, und zwar in München. Ein
Erbſchaft ſetzte Sie bald in die Lage, ſorglos Jhren Nei
gungen leben zu können bis Sie dann das Anglüe
verfolgte. Sie mußten ſogar drei Jahre im Gefängnis zu
bringen

„Woher wiſſen Sie das woher wiſfen Sie das?“
fragte Honsbruck ein über das andere Mal.

„Das iſt und bleibt meine Sache,“ erwiderte mit feſter
Stimme der Graf. „Jn drei bis vier Tagen werden Sie
eine Aufklärung darüber erhalten. Jetzt noch nicht. Die
Zeit iſt noch »icht gekommen!“

„Sie wiſſen, daß Fräulein Colin von mir
indirekt unterſtützt worden iſt weiß ich, weiß

ich ergänzte der Graf und ſchien ſich an dem Staunen
des Doktors zu weiden.

„Haben Sie ihr etwas davon geſagt?“ fragte Hons-
e er dem Grafen feſt in die Augen ſah.

„Nein!“
„Jhr Ehrenwort!“
„Mein Ehrenwort!“
„Jch bitte Sie dringend, ihr auch jetzt nichts davon zu

verraten
„Gut. Das verſpreche ich Jhnen. Dafür müſſen Sie

mir aber erzählen, wie Sie ſich Jhre Zukunft denken.“
Honsbruck zuckte die Achſel. Was war das nur für eine

Situation, in der er ſich befand? Ein Rätſel jagte das
andere. Er mußte wirklich zu viel getrunken haben!

„Jch habe gar keine Pläne,“ erwiderte er, „früher war
ich einmal der Meinung, daß wir Menſchen das Schickſal
zu meiſtern vermöchten. Heute weiß ich, daß es ſich Umge-
kehrt verhält, infolgedeſſen laſſe ich mich treiben.

„Wohin die Fahrt geht, wiſſen Sie nicht 2*
„Nein. Jch werde mir vielleicht in Amerika eine Stelle

zu verſchaffen ſuchen.“ (Fortſetzung falgt.)



Plan zu verfolgen, die Gleichberechkigungsfrage in den
kommenden Monaken während der Ruhepauſe der Ab
rüſtungskonferenz auf diplomatiſchem Wege zwiſchen

den europäiſchen Großmächten zu klären.
Jedoch ſcheint dieſe Hoffnung angeſichts der bisherigen Hal
tung der Großmächte wenig begründet zu ſein. Die Zu

erungen, die in Privatgeſprächen von der Gegenſeite inchar Richtung gemacht worden ſind, dürfen keineswegs da

zu führen, daß die jetzt unvermeidliche Entſcheidung über die
Gleichberechtigungsfräage weiter hinausgezögert wird. Eine
uferloſe Verſchleppung dieſer Entſcheidung würde die heute
ſchon außerordentlich ſchwierige und gefährliche Stellung
Deutſchlands auf der Abrüſtungskonferenz in einer derarti
gen Weiſe verſchlechtern, daß alle Hoffnungen auf eine Be
freiung Deutſchlands von den bisherigen Feſſeln in Frage
geſtellt würden

Friſtlos abgebrochen!
Der Lufkfahrtkausſchufßß der Abrüſtungskonferenz verkagt

Genf, 19. Juli.
Der Luftfahrtgusſchuß der Abrüſtungskonferenz iſt ohne

jedes Ergebnis friſtlos verkagt worden. Zu der ſonſt üb.
lichen Annahme eines abſchließenden Berichls oder einer
Entſchließung iſt es wegen der großen grundſätzlichen Ge
genſätze nicht gekommen.

Was wird mit der Gaar?
„Das Ende der Reparakionen.“

Berlin, 20. Juli.
Das Mitteilungsblatt des Saarvereins, der „Saar-

freund“, weiſt in einem Aufſatz ſeiner Nummer vom 15. Julf
darauf hin, daß das Saargebiet einen Teil der Reparationen
darſtellt und daß mit der Regelung der Reparationsfrage
auch die Saarfrage geregelt werden muß. Es heißt in dem
Aufſatz u. a.

„Es hat niemals, ſofern nicht die unbedingte Annexions
abſicht Frankreichs im Vordergrund ſtand, ein Zweifel
darüber beſtanden, daß das Saargebiet einen Teil der Repara
tionsverpflichtungen Deutſchlands darſtellen ſollte und dar
geſtellt hat.

Da das Saargebiet ein Teil der Reparalionsverpflich-
kungen Deutſchlands darſtellt, denn als Erſatz für die
nord franzöſiſchen Gruben ſcheiden ſie wegen längſt erreichter
Volleiſtungen der franzöſiſchen Rordgruben aus dieſe Ver
pflichtungen aber reſtlos durch die neuen Verpflichtungen
aus dem Lauſanner Vertrag erſetzt werden, ſo kann es nach
unſerer Auffaſſung eine Sagarfrage im Sinne des Verſailler
Diktaks nicht mehr geben.

Und da vor dieſem Diktat eine Saarfrage nicht be
ſtanden hat, ſo müßte das Saargebiet vorbehaltlos wieder
in den politiſchen und wirtſchaftspolitiſchen Zuſtand zurück
verſetzt werden, in welchem es ſich völkerrechtlich vor dem
Diktat befand. Es wäre ein Widerſpruch in ſich, wenn Frank
reich weiterhin Reparationen empfangen dürfte in Geſtalt
von Saarkohlen, während im Lauſanner Vertrag ausdrück
I erklärt wird, daß den Reparationen ein Ende bereitet
ei.

Iſt es der Sinn des

gcrge
ietes? Hierü e n m ken

geſchaffen werden.
Es wäre geradezu undenkbar, daß man deutſcherſeits aus
gerechnet wie im Jahre 1813 wieder das Saargebiet bei dem
großen Befreiungswerk vergeſſen haben ſollte, während man
andere Belaſtungen, wie z. B. die der Reichsbank und der
Reichsbahn in Lauſanne zu beſeitigen vermochte.

Was die deutſche Abordnung veranlaßt hat, die Sgar-
frage gus der Lauſanner Erörterung herauszulaſſen, er
ſcheint nicht ganz erklärlich, da ſie eine Reparalionsfrage iſt.
Es wird nun Aufgabe der deutſchen Außenpolitik ſein, dieſe
Frage im Zuge der in Ausſicht genommenen Verhandlungen
en die offengebliebenen politiſchen Punkte in Angriff zu
nehmen.

IJnsgeſamt 15 Tote in Altona
Drei weitere Perſonen in Lebensgefahr.

Alkonc, 20. Juli.
Von den im Skädtiſchen Krankenhaus liegenden Schwer

verletzten iſt der SA.-Männ Peter Büttich geſtorben. Damit
hat ſich die Zahl der Todesopfer des Blukſonnkags auf 15
e Drei weitere Perſonen befinden ſich noch in Lebens
gefahr.

Ein Toter in Buer.
Nach der Darſtellung des Reichsbanners in Buer (Weſt

falen) trat einer Klebekolonne des Reichsbanners in der Se
danſtraße plötzlich ein Mann entgegen, ſchlug dem Reichs
bannermann Urban auf die Hand und ergriff die Flucht, ver
folgt von drei Reichsbannerleuten,

Als die Reichsbannerangehörigen ſich ihm näherken,drehte er ſich um und gab aus einer Piſtole einen S ab.

Der Reichsbannermann Schlenkhoff er lt einen Bruſtſteck
ſchuß und war auf der Stelle tot.

„Chronitk der Krawalle“
In Jhehoe wurde ein Nationalſozialiſt erheblich verletzt.

Wegen der ſtändigen Unruhen bleibt eine Abteilung der
Altonger Schutzpolizei in Jtzehoe ſtationiert. Ueberfallwagen
und ſtarke Polizeipatrouillen durchziehen die Straßen Jn
Heſſen kam es zu ſchweren Zuſammenſtößen zwiſchen Natio
nalſozialiſten und politiſchen Gegnern. Jn Odernheim ent
ſtand bei einem Propagandamarſch der S. eine Schlägerei
mit Angehörigen eines Sportvereins, deſſen Mitglieder ſich
zum größten Teil aus Reichsbannerleuten und Kommuniſten
zuſammenſetzten. Von den Nationalſozialiſten wurden drei
leicht und einer ſchwer verletzt; von den Mitgliedern des
Vereins trugen fünf Verletzungen davon. Auf der Land
ſtraße zwiſchen Homberg und Rieder-Offleiden wurden
54 Nationalſozialiſten von etwa 100 Kommuniſten überfal
len. Von den SA. Leuten wurden zwölf Mann ſchwer ver
letzt. Der SA.Mann Weber ſoll inzwiſchen ſeinen Ver
letzungen erlegen ſein. Auch die Kommuniſten hatten eine
Anzahl Verletzte. Bei mehreren Kommuniſten wurden an
ſchließend Hausſuchungen vorgenommen, wobei Waffen be
ſcSlagnahmt wurden. Jn Alkeneſſen wurden ein Stahlhelm
angehöriger und ein Nationalſozialiſt von vier unbekannten
politiſchen Gegnern zu Boden geſchlagen. Der Stahlhelmer
trug ſchwere Verletzungen davon, die Verletzungen des Natio
nalſozialiſten ſind leichterer Art. Beim Zerſtreuen einer An
ſammlung von Nationalſozialiſten und Kommuniſten wurde
ein Polizeioberwachtmeiſter von einem Kommuniſten durch

Lauſanner Vertrages daß nur für An

e Seldker Friſt Slarheit

einen Meſſerſtich in den Rücken ſchwer verletzt. Zwei Kom
muniſten wurden feſtgenommen. Auch ein Arbeiter wurde
durch Nationalſozialiſten ſchwer verletzt. Auf dem Schiller
platz in Chemnitz wurden von einem Kommuniſten ſechs bis
ſieben Schüſſe abgegeben, durch die ein S2l.-Mann ſowie ein
Fußgänger verletzt wurden. Letzterer mußte ins Kranken-
haus gebracht werden. Vor dem Gewerkſchaftshaus in
Schneidemühl überfiel eine größere Gruppe von Kommu-
niſten drei Nationalſozialiſten, von denen ein älterer Herr
ſchwere Kopfverletzungen erlitt und dem Krankenhaus zu
geführt werden mußte. Zu weiteren Zuſammenſtößen kam
es in Schloppe (Grenzmark) anläßlich eines SA.-Aufmarſchs.
Einzelne Nationalſozialiſten wurden von Kommuniſten vom
Rade geriſſen und mißhandelt. Auf beiden Seiten gab es
mehrere Schwerverletzte. Sieben Kommuniſten wurden ver
haftet. Als die Kommuniſten das Rathaus in Schloppe zu
ſtürmen verſuchten, um die Verhafteten zu befreien, wurde
das Ueberfallkommando aus Schneidemühl gerufen, das die
Stadt von den Kommuniſten ſäuberte. Jn Weſſeling
(Bezirk Köln) kam es am ſpäten Abend zwiſchen National-
ſozigliſten und Kommuniſten zu Auseinanderſetzungen
Mehrere Nationalſozialiſten wurden dabei verletzt. Die
Polizei nahm zwei von ihnen feſt. Die übrigen fuhren nach
Bonn und benachrichtigten ihre Parteifreunde Nach einiger
Zeit traf ein mit Nationalſozialiſten beſetzter Kraftwagen in
Weſſeling ein, aus dem etwa zehn Schüſſe abgegebn würden.
Eine Kugel traf den Arbeiker Skupp aus Weſſeling und
kökete ihn auf der Stelle. Stupp iſt Vater von drei Kindern,
gehörte keiner Partei an und war an den voraufgegangenen
Vorfällen gänzlich unbeteiligk. Die Poſten der Polizeiunter
künfte Waldesruh und Villa Böttinger in Elberfeld wurden
nachts beſchoſſen und mit Steinen beworfen. Jnsgeſamt wur
den etwa 20 Schüſſe abgefeuert. Die Poſten erwiderten das
Feuer, jedoch gelang es den Tätern, unter dem Schutze der
Dunkelheit zu entkommen.

e eDie Folgen von Altong
Scharfe Maßnahmen der Reichsregierung.

Die ſchon zur regelmäßigen Sonntagsübung geworde-
nen Bluttaten wegen politiſcher Zuſammenſtöße haben einen
Umfang angenommen, der nicht leicht mehr überboten wer-
den kann und die traurige Bilanz, die am Sonntag 16 Tote
und hunderte von Verletzten aufweiſt, iſt ein grauenhaftes
Bild des traurigſten Krieges Deutſcher gegen Deutſche. Wenn
ſich auch viele Unter den Opfern befinden die vielleicht ſelbſt
mit Gewalt vorgegangen ſind, ſo ſind doch auch nach den
eingegangenen Berichten zahlreiche darunter, die an der
Demonſtrationen und vor allem an den Zuſammenſtößen
gänzlich unbeteiligt waren.

Daß hier gründlich Remedur geſchaffen werden muß
tſt die ſelbſtverſtändliche Meinung aller Gutgeſinnten im
Reich, iſt auch die Ueberzeugung der Reichsregierung, bei
der vor allen Dingen die blutigen Vorgänge in Altono
den Anſtoß dazu gegeben haben, Maßnahmen zu treffen
um den politiſchen Terror und den ſich ſtändig ſteigernder
Ausſchreikungen wirkſam entgegen treten zu können.

Das Reichsminiſterium hat auf Grund der Verord-
nungen vom 14. Juni und vom 28. Juni angeordnet, daß
Demonſtrakionen und Aufzüge unker freiem Himmel allge
mein für das ganze Reichsgebiet unkerſagt werden. Eine
Ausnahme iſt inſofern vorgeſehen, als in feſt umfriedeker

n und bei der Ausgabe von Einkritkkskarten gegen
G erſammlungen unter freiem Himmel ſtattfinden dür
fen. Das bezieht ſich beſonders auf das Stadion in Berlin
Die Verordnung enthält im übrigen die üblichen Skrafbe
ſtimmungen.

Bei dieſem allgemeinen Verbot von Aufzügen iſt zu
gächſt nur an eine Notmaßnahme gedacht, die vorbeugenden
Charakters iſt. Die Reichsregierung behält ſich weitere
Maßnahmen vor. Es werde jetzt ernſtlich erwogen, gegen
diejenigen Kreiſe, die ſich bei Sprengſtoffdiebſtählen und
beim Gebrauch von Schußwaffen beſonders hervortun, unter

Umſtänden ſoweit zu gehen, daß diejenigen Perſonen, die
mit der Waffe in der Hand oder beim Sprengſtoffdiebſtahl
angetroffen würden, an die Wand geſtellt werden. Die
Verhängung derartiger Todesurteile würde Zivilgerichten
obliegen. Die Reichsregierung ſieht in der kommuniſtiſchen
Bewegung diejenige, die dem Staat am meiſten zu ſchaffen
macht und die infolgedeſſen von dieſen Sondermaßnahmen
auch in erſter Line betroffen würde.

Mit allen Mitteln ſoll jetzt gegen die radikale Hetze vor
gegangen werden. Man glaubt allerdings nicht, daß die
Regierung den Ausnahmezuſtand verhängen wird, wenn
Zuch die vom Kabinett beſchloſſenen Maßnahmen recht nahe
an einen ſolchen herankommen.

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 20. Juli 1932

Einer an ihm ergangenen Anregung folgend, hat
uns Herr Bürgermeiſter Dietze der Verfaſſer des Kemberger
Heimatliedes „Es liegt wohl an der Heiden ein Städtelein
gar fein“, eine Ausleſe aus ſeiner poetiſchen Sammlung
überlaſſen. Die Gedichte, Skizzen uſw. ſind zum Teil
während ſeiner Kemberger Zeit entſtanden und zeigen die
Verbundenheit des Verfaſſers mit unſerer Stadt und der
weiteren Heimat. Wir werden ſie gern nach und nach
veröffentlichen und ſind gewiß, daß ſich unſere Leſer dafür
intereſſieren. Jn der heutigen Nummer bringen wir das
Gedicht „Abendandacht“ zum Abdruck.

Am heutigen Tage kann Herr Bäckermeiſter Wilhelm
Thomas auf eine vierzigfährige Geſchäftstätigkeit zurück
blicken. Mit nimmermüdem Etfer hat er es ſich angelegen
ſein laſſen, ſeine Kundſchaft in dieſer langen Zeit zufrieden
zuſtellen, ganz beſonders auch in der äußerſt ſchwierigen
Kriegs und Nachkriegszeit. Mit rege Intereſſe und
ſeltener Rüſtigkeit widmet er ſich auch heute noch ſeinem
Betriebe und den Berufs und Standesorganiſationen. Wir
wollen es daher nicht unterlaſſen, dieſem alten Handwerks
meiſter zu ſeinem Ehrentage unſere Glückwünſche darzu
bringen. Mögen ihm noch weitere Jahre emſigen Schaffens
beſchieden ſein, möge ihm ein ſonniger Lebensabend als
Lohn für alle Mühe und Arbeit winken.

Die vom M.T.-V. Kemberg angeſetzte Turnerfahrt
fand am letzten Sonntag bei prächtigem Wanderwetter
ſtatt. Einige 30 Turner und Turnerinnen hatten ſich früh
gegen 6 Uhr vor der Turnhalle eingefunden, um zu ge
meinſamer Fahrt in die Dübener Heide zu ſtarten In
flotter Fahrt ging es durch das ſchöne Mühltal entlang
bis nach Reinharz, wo eine Beſichtigung des Schloſſes
und des Parkes erfolgte. Auf herrlichen Waldwegen wurde Eine böſe Erfahrung machte ein Händler von auswärts

der nach Quedlinburg kam, um ein Pferd zu verkaufen.über Heidemühle und Schmelzermühle die Fahrt fortgeſetzt,

um auf dem bekannten Wachtmeiſter ein vorläufiges Ende
zu finden. Frühſtückspauſe. Bei Witz, Humor und
munterem Turnergeſang wurde das erſte Frühſtück einge
nommen, anſchließend Hand und Fauſtballſpiele und kurze
Wanderungen in die unmittelbare Umgebung des Wacht
meiſters. Gegen 11 Uhr wurde die Weiterfahrt über Luther
ſtein, Eiſenhammer, Schköng nach dem Bauernhaus fort
geſetzt. Turner und Türnerinnen erſchienen bald in ihrer
leichten Turnerkleidung und bei Spiel, Sport und allerlei
Kurzweil verliefen die nächſten Stunden, bis einſetzender
Regen gegen 3 Uhr dem fröhlichen Treiben ein zu frühes
Ziel ſetzte. Jn dem nahen Forſthaus Parnitz wurde Zu
flucht geſucht bis Klärchen ein freundliches Geſicht zeigte
Alsdann ging es über Forſthaus Ochſenkopf, Kolonie Gnieſt
nach dem Weinberg, wo wir unſerem alten Turnbruder
Carl Fechner noch einen kurzen Beſuch abſtatteten, um dann
pünktlich um 6 Uhr auf dem hieſigen Marktplatz unſere
luſtige Turnfahrt mit einem kräftigen „Gut Heil“ zu be
ſchließen. Möge dieſe Veranſtaltung dazu beitragen, allen
Turnern und Turnerinnen, aber auch allen der D. T. noch
fernſtehenden, das Zuſammengehörigkeitsgefühl ins Herz zu
prägen, welches doch gerade in der Jetztzeit ſo bitter nötig iſt.

„Die Erſtattung von überzahlter Einkommenſteuer,
Kriſenſteuer der Veranlagten und Körperſchaftsſteuer
im Rechnungsjahr 1932 iſt durch RM. Erlaß vom 27.

Juni d S 2281 (40 III 2212 26 IIIſtark eingeſchränkt. Auszurechnen ſind nämlich auf den
Erſtattungsanſpruch Rückſtände an geſtundeten (eventuell
Widerrufl) oder nicht geſtundeten Reichsſteuern. Keine
Erſtattung auch dann, wenn der Steuerpflichtige demnächſt
Reichsſteuern zu entrichten hat
Mitunternehmer einer Perſonalgeſellſchaft OHG, oder KG)
oder auch einer Kapitalgeſellſchaft, wenn es ſich z. B. un
eine EinmannG.m.b.H, handelt, ſoll darauf hingewirkt
werden, daß zunächſt die etwaigen Rückſtände der Geſell
ſchaft entrichtet werden. Entſprechendes gilt, ſoweit Landes
und Kirchenſteuern von der Reichsfinanzverwaltung einge
hoben werden.“ Das iſt ein kurzer Auszug aus den
„Wirtſchaftlichen Kurzbriefen“, Deutſchlands größter Steuer
Zeitſchrift. Die „WK“ ſehen ihren Hauptzweck in einer
ſchnellen und zuverläſſigen Berichterſtattung über alle wich
tigen Beſtimmungen etc. Bei Bezugnahme auf dieſe Notiz
erhalten Sie koſtenlos Probenummern vom Rudolf Lorentz
Verlag, Charlottenburg 9. Scha.

Geahndete Tſchechenfrechheit. Eine draſtiſche Zu
rechtweiſung erlebte in Donauſtauf bei Regensburg ein
Tſcheche, den man als nicht gerade deutſchſreundlich bezeich
nen kann. Er beſtellte ſich in einem dortigen Wirtsgarten
ein Glas Bier, verlangte aber dabei ein Glas, aus dem
noch kein Deutſcher getrunken habe! Die Kellnerin meldete
dies ſofort dem Wirt, der ohne Zögern dem tſchechiſchen
Gaſt ein zu beſonderen Zwecken dienendes Nachtgeſchirr
vorſetzte mit der Verſicherung, daß daraus noch kein Deutſcher
getrunken habe. Unter ſchallendem Hohngelächter der übrigen
Gäſte räumte der Deutſchfeind in großer Wut das Feld.

Leichter Anfall des Vegierungspräſidenten.
Merſeburg. Vegierungspräſident von Harnack,

deſſen Rückkehr aus dem Arlaub zum 15. Jult erwartet
wurde, mußte den Wiederantritt des Dienſtes um einige
Tage verſchieben, da er ſich eine Fußverletzung zuge
zogen hat.

Wirtshausſtreit.
Bitterfeld. Sonnabend abend kam es in einem Lokal

zwiſchen zwei Männern zu einer Auseinanderſetzung, in
deren Verlauf ein Beteiligter auf ſeinen Gegner mit
einem Bierglas einſchlug. Der Angegriffene trug eine
ſchwere Verletzung am Kopf davon und mußte dem
Allgemeinen Krankenhauſe zugeführt werden. Der Täter
wurde feſtgenommen. Politiſche Beweggründe lagen
nicht vor.

Bockwitz (Kr. Liebenwerda). Der wolkenbruchartige
Vegen hat auf den Getreidefeldern die Halme auf weite
Strecken niedergelegt und zum Teil weggeſchwemmt.
Ortrander- und Südſtraße ſtanden vollſtändig unter Waſ
ſer, in der Südſtraße auch ein Bauernhof. Verſchiedent
lich wurden Baumkronen vom Sturm abgebrochen.

Ortrand (Kr. Liebenwerda). Auf dem Warktplatz
ſchlug ein Blitz in einen Leitungsmaſt, deſſen Spitze zer
ſplittert und deſſen Jſolierung zum Teil zerſtört wurde.
Ueber einen Spanndraht nahm der Blitz ſeinen Weg zur
Erde, die an verſchiedenen Stellen aufgeworfen wurde.
Ueber einen Baum an der Gegenſeite der an verſchiede
nen Stellen Riſſe und Löcher gufwies, iſt der Blitz dann
anſcheinend in die Erde abgeleitet worden.

Naumburg. Geſunde Nerven. Jn dem Gaſt
haus Terraſſen auf dem Spechſart brach am Montag
morgen gegen 2 Uhr Feuer aus. Es brannten Papier
artikel in der unter dem Dachgarten gelegenen Kegelbahn.
Man verſuchte vergeblich, den ſchlafenden Beſitzer zu
wecken Erſt als der Brand abgelöſcht war und nur noch
leichte Dampfwolken aus dem verkohlten Dachgebälk kräu
ſelten, erwachte er und ſchaute verwundert auf die über
Nacht veränderte Situgtion. Die Arſache des Feuers iſt
noch unbekannt.

Naumburg. Ein Strafgefangener namens
Nürnberger, der nach Gleing zur Außenarbeit geſchickt
worden war konnte dort entkommen. Nürnberger, der
durch ſeine Einbrüche bekannt iſt, erfreute ſich jedoch nicht
lange der goldenen Freiheit. Er wurde nach einem
Stelldichein von der Polizei verhaftet.

Profen (Zeitz) An einer Straßenkreuzung
wurde der vierjährige Sohn eines Bergarbeiters von
einem aus Vichtung Zeitz kommenden Perſonenwagen
erfaßt und mehrere Meter mitgeſchleift. Mit ſchweren
Kopf, Bein und inneren Verletzungen wurde er in das
Zeitzer Krankenhaus gebracht, wo er verſtarb,

Hohm. b. Aſchersleben. Bei Feldarbeiten brach hier
ein Stier plötzlich durch. Ein Arbeiter, der ſich dem
Dier entgegenſtellte, wurde von dieſem auf die Hörner

genommen und in hohem Bogen auf das Straßenpflaſter
geworfen. Der Arbeiter mußte mit ſchweren Verletzungen

ins Krankenhaus übergeführt werden. Der Stier brach
bald infolge Lungenſchlags tot zuſammen.

Quedlinburg. Das gusgeſpannte Geſpann

Vor Erſtattung an den
en



Unter den Geſchädigten befinde

See

Da er noch Beſorgungen machen mußte, ſtellte er das
Pferd unter. Ein Quedlinburger Händler bat ihn, ihm
Pferd und Wagen zu einer kleinen Spazierfahrt durch die
Stadt zu leihen. Der Auswärtige willigte ein. Er hat
bis heute nichts wieder von ſeinem Geſpann gehört,
geſchweige denn geſehen.
Artern. Freitod. Der 36 Jahre alte verheiratete
O. Gröbel in Artern hat ſeinem Leben durch Erhängen
ein Ende gemacht. Gröbel war ſchon ſeit längerer Zeit
arbeitslos, und man nimmt an, daß hierin der Grund
zur Tat liegt.

Nordhauſen. Ein zehnjähriger Junge, der auf ſei
nem Fahrrade eine Straßenbiegung nehmen weollte,
wurde im ſelben Moment von einem Auto angefahren und
zu Boden geſchleudert. Der Junge erlitt einen Rippen
bruch und ſchwere Verletzungen der Lunge.

A56mal gepfändet.
Halle. Der 7jährige Kaufmann Alfred R. aus Halle

wurde vom Schöffengericht wegen fortgeſetzten Betruges
zu eineinhalb Jahren Gefängnis verurteilt.

R. hatte in den letzten Jahren unter 28 ver
ſchiedenen Firmenbezeichnungen alles mögliche weiter ver
äußert. Seine Buchführung war ſo, daß man weder ſeine
Abnehmer noch ſeine Lieferanten herausbekommen konnte.
Die Kieferanten entdeckte die Staatsanwaltſchaft dadurch,
daß ſie von Gerichtsvollziehern Berichte über Pfändun
gen einforderte. Vom Jahre 1924 ab iſt bei den 28 ver
ſchiedenen Firmen des Schwindlers insgeſamt 356mal
gepfändet worden. Jn den Jahren vorher, ſeit 1921, noch
100mal dazu. Die Pfändungsſummen betrugen 66 000 W.
Nur 6000 M. ſind dafür für die Gläubiger eingegangen.

n ſich auch etwa 100 Zei
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rotal-
Ausverkauf
wegen Geschäftsaufgabe
bietet Ihnen die

größten Vorteile
Unsere bekannten Qualitäten!
Größte Auswahl am Platze!

Ellen Ve! Es lohnt gich!

S Für die Reisezeit
empfehle

e

Portemonnaies

Leipziger Straße und Markt

Reise u. Sladtkoffer
echt Hartplatte und Leder, alle Grössen

Aktenmappen, Handtaschen

in reicher Auswahl und 2u billigsten Preisen Kirſ chen und
a cRichard Arnold Kemberg S

e e

Rbendandacht.
Einſam grüßt der Dörfer Runde
Eine Glocke her vom Schachk:

Feieravend, Feierſtunde
Gott, der Herr, geht durch die Nacht

Nichts mehr regt ſich im Gelände.
Und wo noch ein lichtlein wachk,
Faltet fromm ein Kind die Hände:
Gott, der Herr, geht durch die Nacht

Haß und Zwietracht ſind verglommen,
Die der laute Tag enkfacht.
Friedensſterne ſind gekommen:
Gott, der Herr, geht durch die Hacht!

Paul Diehe.

S

tungen, denen er erwa 10000 fur Inſerate ſchuldig
geblieben iſt.

Der Helfer R.'s, der früher ſehr wohlhabend war,
war zuletzt Hausmeiſter gegen verbilligte Miete. Er lebte
von einer kleinen Jnvalidenrente und Fürſorgeunter
ſtützung, beſtellte aber trotzdem auch Klaviere, Staub
ſauger und Lautſprecher, die er ſofort verſetzte. Jhn ver
urteilte das Schöffengericht zu neun Monaten Gefängnis.

Die Heidelbeere als Volksmedizin
Die Heidelbeere gehört zu den bekannteſten Volkshaus

mitteln. Bei leichtem Mund, Rachen und Halskatarrh
nimmt man Heidelbeerſaft zum Ausſpülen. Der Purpur
farbſtoff der Heidelbeere dringt in die entzündeten Häutchen
und Gewebe ein, bewirkt infolge Zuſammenziehen eine
Schutzſchicht für die darunterliegenden Gewebe, ſo daß die
Heilung an der erkrankten Stelle raſch eintritt. Verdünnker
Heidelbeerſaft, den man vorſichtig in die Naſe zieht, ſoll
auch ein gutes Mittel gegen den läſtigen Schnupfen ſein.
Für Durchfall und Ruhr ſind die getrockneten Heidelbeeren
ein unſchätzbares Mittel, und für dieſe Zwecke auch offiziell
im Handel. Der Wert der Heidelbeere in geſundheitlicher
Hinſicht iſt ſo, daß man viel mehr die kleinen blauen Beerchen
eſſen ſollte, als man es wirklich tut.

Die Braune
Nationalſozialiſtiſche Sonntagszeitung

Preis 20 Pfennig
hältlich durch Richard Arnold hen

Reichskanzler von Papen Reichskommiſſar
für Preußen.

Berlin, 20. Juli. Reichskanzler von Papen iſt zum
Reichskommiſſar für Preußen und Oberbürgermeiſter
Dr. Bracht in Eſſen zum kommiſſariſchen preußiſchen
Innenminiſter und Leiter der Reichskanzlei ernannt

Herren Anzüge
Sport Anzüge Herren Paletots
Smoking Anzüge Copercodts
Gehrock Anzüge hoden ſlläntel
Zünglings Anzüge Gummi Mäntel
Knaben Anzüge Trench-Codts

Stoffhosen Breecheshosen Golfhosen
Lüstersakkos Leinenjoppen Leinenanzüge

Knaben Waschkleidung
Windjacken Berufskleidung

zu weit herabgesetzten Preisen

Hammel und

Rindfleiſch
friſche Flecke

empfiehlt Heinrich Schneider

W
e

Rindfleiſch
und Flecke

empfiehlt Willi NRätz
Schöne Kuchen- und Cinmache-

Seelemee

DS

5W

O

Stachelbeeren
gibt billigſt ab

O. Becker, Markt 8

Herren (Däntel

i nteich
Alhbers

Wittenberg
jetzt Collegienstr, 1-2, 1. Etage

am Markt
(Anh.-Dessauische Landesbank)

Es spriecht
am

im Hotel „Blauer Hecht“

S Prima friſches Rechtsanwalt Dr. v. Boehmer- Berlin

Eingang gegenüber Hotel Goldener Adler

in einer

ökkentlichen Gahlversammlung-
über das Thema:

„Frei die Arbeit!
Frei der Glaube!

Alle deutſchen Männer und Frauen laden wir hiermit auf das
herzlichſte ein

Deutsehnationale Volkspartei, Landesverband Merſeburg.

Frei die Wirtſchaft!
Frei das Vaterland!“

S

S e El eeeuKuchen it. Einmache lang und ine ehe F
Für die vielen Gratulationen und Geschenke zur 9

Silberhochzeit danken herzlich

neuen m
mine III

Den

m

K. Tauer und Frau.
Gommlo.

men

Jullg

g h Ei ch esuchen- u. Einmache- 2 22 Knieling halblang SKirſ ch en Kirſchen zZmntarnatklee
gibt ab verkauft Peluſchken SeRobert Schreiber, Dübenerſtr. 20 Eduard Pannier, Weinbergſtr. 9 h

5 rbſenff. 8 WinterRübſen
Gartenſauer- neue Heringe r Senffaat

S uchweikirſch en r 8 Weiſerntenſ aat
verkauft A. Meier, Dübenerſtraße Wiw. W. Betker, Wiktenbergerſtr. 19 8 empfiehlt Rudolf Huhn 8

Sammeltassen Grundſtück e
empfiehlt in allen Preislagen e Wohnung

Richard Arnold Fritz Holzwig, Rotta 4 Zimmer und Zubehör ſofort
I. Zerbster pferclemarkt- Lotterie

Ziehung unwiderruflich am 23. Auguſt
3 600 Gewinne und eine Prämie Wert der Gewinne 100 000 RM

Auszug aus dem Gewinnplan:
12 Hauptgewinne

9 beſpannte Kutſch und Ackerwagen, 3 Autos
118 Gewinne von Zuchttieren und zwar: 28 Fohlen

und Pferde, 10 Zuchtbullen, 30 Färſen und
Kälber, 40 Zuchtſchweine, 10 Raſſehühnerhöfe

Vorzügliche Gewinnchancen
Loſe zu Z. RM zu beziehen durch

Richard Arnold, Kemberg, Leipziger Straße und Markt.

zu vermieten
Schwmiedeberger ſtruße 120

z Fimmerwohnung
ev. mit etwas Garten, ſauber und
ruhig zum 1. Oktober geſucht. An
gebote unter S O an die Ge
ſchäftsſtelle d. Ztg. erbeten

Wohnung geſucht

2 Stuben, davon 1 Stube unten,
Kammer, Küche und Stall. Leip
ziger Straße oder Stadtmitte. An
geb. an die Geſchäftsſt. d. Z, erbeten.

28 600.

39 125.

et

Es hat Gott, dem Allmächtigen, gefallen, meine innig-
geliebte Frau, unsere herzensgute Tochter, Schwieger-
tochter, Schwester, Schwägerin und Tante

im Alter von 30 Jahren zu sich in die Ewigkeit zu rufen.

Dies zeigt in tiefster Trauer an

Kemberg, den 20. Juli 1932.
Die Beisetzung findet am Donnerstag nachmittag 2 Uhr

in Scholis statt.

Frieda Heinrich
geb. Köthmann

Im Namen aller Hinterbliebenen

Otto Heinrich.

Redaktion, Druck und Verlag: Richard Arnold, Kemberg Fe rnſprecher Nr. 203
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